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berdeutſche Zeitung .

Deutſchland .

Von einem unſerer hannöverſchen Korreſpondenten erhalten wir

eine Abſchrift der „ Entſcheidungsgründe zu den Urtheilen in Un —

terſuchungsſachen wider Mitglieder des Allgemeinen Magiſtrats der

Haupt⸗ und Reſidenzſtadt , wegen der von denſelben am 15 . Juni

und 11. Juli 1839 an die deutſche Bundesverſammlung gebrach —
ten Vorſtellungen und deren Verbreitung . “ Unſer — ndent
bemerkt dabei : „ Nach den Entſcheidungsgründen , wovon Abſchrift

beiliegt , wäre eher Freiſprechung , als eine ſo hohe Strafe gegen
die Mitglieder des Magiſtrats , wie erkannt worden , zu erwar —
ten geweſen . Die Strafe iſt auch wohl nur um deßwillen ſo

hoch , ( 8 Wochen Gefängniß oder 400 Thaler für Rumann, )
weil einige Mitglieder , namentlich ſolche , die erſt vor kurzem an
die Juſtizkanzlei verſetzt ſind , auf eine noch höhere Strafe an —

getragen hatten , und nun nach der bei Arbitrirung von Strafen

gewöhnlichen Weiſe , die divergirenden Vota zu vereinigen , das
mittlere Strafmaß zwiſchen den extremſten Votis arbitrir

lich daß Entſchei

lauten , wie folgt

„ Die Angeſchuldigten erkennen die zu den Akten gekommenen ge
en Exemplare der be einkriminirten Vorſtellung

· Originalien an , welche von
am 15. Juni und 11. Juli 1839 vor Notar und

unterzeichnet , und in ihrem Auftrage durch den Dr .

berg zu Frankfurt a. M. bei der deutſchen Bundesverſamm⸗
lung überreicht worden ſind . Ferner räumen ſie ein , daß
das vorliegende gedruckte Exemplar der als Anlage der zweiten

Vorſtellung beigefügten Denkſchrift nach Form und Inhalt mit

derjenigen Geſtalt übereinſtimmt , womit dieſelbe durch den Stadt —

direktor Rumann und den Stadtrichter Meyer verſehen , und ſo —
dann , mit Genehmigung des Collegii , als Anlage benützt iſt .
Sie wollen jedoch für den Inhalt dieſer Denkſchrift nur in An —

ſehung der darin referirten Thatſachen , nicht aber wegen der dar⸗

ichtige Abdrücke derjenigen

aus gezogenen Folgeri verantwortlich ſeyn. Daneben leugnen
dieſelben den renkrä imCharakter Schr ſich

Abſick

ül ihnen zum Vorwurfe gemacht worden

Der von den Angef ſhulrignn erhobene allgemeine Einwand

wegen beſchränkterer Verantwortlichkeit für den Inhalt der Denk —

ſchrift iſt — einſtweilen abgeſehen von den durch einige derſelben

noch vorgebrachten beſondern Entſchuldigungsgründen — zu ver —

werfen , da dieſer Aufſatz ohne alle Bevorwortung und Verwah —

rung hinſichtlich einzelner Stellen als Anlage beigefügt worden ,
und aus der Art und Weiſe , wie im F. 5 der zweiten Vorſtel —

lung darauf Bezug genommen wird , deutlich genug erhellet , daß
deſſen geſammter Inhalt als Material zur richtigen Auffaſſung
der Verhältniſſe der Bundesverſammlung hat vorgelegt werden
ſollen .

Es liegt kein rechtlicher Grund vor , die Unterſuchung auch auf
das Verbrechen der Majeſtätsbeleidigung auszudehnen . Denn
dieſes wird entweder durch abſichtliche Verletzung der Würde der
allerhöchſten Perſon des Königs oder der allerhöchſten Regierungs⸗
handlungen begangen . Daß die Angeſchuldigten dieſe verletzende
Abſicht nicht gehabt , iſt dafür zu halten , einmal , weil nach der
ihrer Beſchwerdeführung zum Grund e liegenden Anſicht über die

——
des Staats - Grundgeſetzes vom Jahre 1833 ſie

die königl . Miniſter als allein verantwortlich betrachten konnten ,
und dann , weil , hievon abgeſehen , die allerhöchſte Perſon Sr

Die großherzogliche Ober⸗
voſtamts⸗Zetkungsexpedition
Karlsruhe hat die Bauptſpe⸗
bition, übernommen . Für
Frankteich abonnirt man bei
Herrn Alexander , Brand⸗
gaſſe Nr. 28. , in Straßburg .
Inſerate aller Art werden
aufgenommen und der Raum
einer dreiſpaltigen Petitzeile
mit 3 kr. (bei dem zweiten
und jedem folgenden Abdruck

mit 2 kr. ] berechnet.

1841 .

e

September

Maj . des Königs in keiner Stelle der Schriften
ngegriffen, von

ſolcher im Gegentheil mehrfällig mit Vertrauen und Ehrerb dietung
geſprochen iſt , und , ſo viel die allerhöchſten Re gierungs handlun igen

betrifft , die dagegen vorkommenden Angriffe theils objektiv ge⸗
halten , theils , wie deren Faſſung zeigt , lediglich gegen die Rath⸗

geber Sr . Maj . als deren Urheber gerichtet ſind .

Ferner ſind von dem Unterſuchungsverfahren folgende Vergehen
auszuſchließen : a ) Beleidigungen der Ständeverſammlung ; we⸗
gen der milderen Beſtimmungen des neuen Kriminal⸗ Geſetzbuchs im
Art . 147 , denen zufolge dieſerhalb keine Unterſuchung ohne vorgängi⸗
gen Antrag der beleidigten VVerſammlung oder des beleidigten Mitglie —
des eingeleitet werden ſoll . b ) Kalumnien gegen die Regierung ; da
dieſes Verbrechen falſche peinliche Anklagen vorausſetzt , woran es im
vorliegenden Falle ermangelt . c ) Beſchuldigungen der Departements —
miniſter und der ganzen Staatsdienerſchaft , indem die Zuſtände
welche am e der erſten Vorſtellun

0 geſchildert worden , we—
der den De bartementsminiſt Staatsdienerſchaft zumn nNerſcha

Ht find 43 1Hyt ſind. 1 Indir

r gen die Obrigkeit enthalten , es auch an dem
Beweiſe eines Gichen gerichteten Vorſatzes der Angeſchuldigten

gänzlich ermangelt .
Was ſodann den als eeee für das k

de
önigl . Kabinett
ihalt der inkri —Mit 1

f der

minirten ˖ d

ſich auf die Wahlumtriet e beziehen

ſtellung , Abſatz 7 in der zweiten Eingabe, §. 6 in
der Druckſchrift , §. 4 und 7 , enthaltenen Behauptungen : „ daß
durch Verheißungen , Drohungen , moraliſche Gewalt , und morali —
ſchen Zwang , durch erweckte Sorge für die eigene Exiſtenz und
die Familien der Wähler , auf die Wahlen eingewirkt worden ; “
— „ daß Wahlquälereien angewendet ſeyen ; daß Alles , was ſeiner
Zeit über die Wahlquälereien und Vernichtung aller Wahlfreiheit
in den öffentlichen Blättern nur unvollſtändig berichtet worden
wohl leider eine traurige Wahrheit fey ; “ — „ daß man ſeit dem
Mißglücken der Ständeverſammlung im Februar 1839 Deputirte
für die Zweite Kammer zu erpreſſen geſue ach der
Wortſtellung und dem ganzen Zuſammenhange als gegen das

Kabinett mitgerichtet zu betrachten
8 Behaupt 6 h, ihrer Be

allerdings zur Verleumdung eignen Durch d
hung verſuchten Entlaſtungsbeweis iſt
tirt anzunehmen , daß wirkungen der b
Wahlen in mehreren Fällen ſtattgefunden Wenn nun
zwar nicht zugleich erwieſen iſt , daß
Kabinette angeordnet oder gebilligt ſind , ſo haben doch die Ange⸗
ſchuldigten ihren guten Glauben , mit welchem ſie jene Behauptun⸗
gen in vorgebrachter Maße für wahr zu halten gegründete Ver⸗
anlaſſung hatten , dargethan ; zum Begriffe der Verleumdung ge⸗
hört aber weſentlich das Bewußtſeyn der Fälſchlichkeit der Nachrede
und ſind dieſelben daher von dem Vorwurfe dieſes Verbrechens,
da es an deſſen Thatbeſtande fehlt , freizuſprechen .

Unter den obbezeichneten Ausdrücken iſt aber der zuletzt er⸗
wähnte , welcher die Beſchuldigung des Erpreſſens von Depu⸗
tirten enthält , ſchon in der Form für beleidigend zu achten , und
daher den Angeſchuldigten , wiewohl lediglich als öffentliche
iurie , zur Laſt zu legen , wobei ihnen jedoch die Ergebniſſe des
Entlaſtungsbeweiſes erheblich zur Milderung gereichen .

II . Die im §. 5 der Denkſchrift gegen das
7 —Aeußerung über die Entſtehung der ſ. g . Bremervörder Adreſſe

„die öffentliche Meinung und ihre Organe hätten einzelne Indivi⸗
duen angeklagt , daß ſie ſich zu einer Intrigue in dieſer Beziehung

dieſe Einwirkungen vom königl

enthaltene



ergegeben ; man habe ſogar die Mitglieder des Kabinetts genannt ,1

veren Einfluß in jener Gegend ein ſolches Manöver gelungen ;

ſo viel ſey gewiß , daß ſich im ganzen Lande , vorzüglich aber auf

deſſen nächſter Umgebung , im Her —
dem Schauplatze deſſelben und

zogthum Bremen , ein Schrei des Unwillens über dieſe muthmaß⸗

liche Intrigue , die zur Beſeitigung des Staats Grundgeſetzes dienen

ſollen erhoben, “ iſt ebenfalls als gegen das königl . Kabinett

mitgerichtet und als ehrenkränkend für daſſelbe anzuſehen .

Jedoch iſt , in Betracht der über dieſen Gegenſtand in damaliger

Zeit durch die öffentlichen Blätter und ſonſt im Publico ver —

breitet geweſenen Gerüchte , auch bei dieſer Aeußerung anzunehmen ,

daß ſie von den Angeſchuldigten nicht mit dem Bewußtſeyn der

Un enthaltenen Angaben vorgebracht worden .

*D

awahrheit der darin

iſt ihnen jene Aeu —
Verleumdung nicht ſtrafbar zu befinden , und

zur Laſt leger
ßerung lediglich als öffentliche Injurie

welche jedoch , nach der Art und Weiſe erſtere vorgebracht

worden , nicht für ſehr erheblich zu halten iſt . Eine weitere In⸗

ſtruirung des Defenſionalbeweiſes rückſichtlich dieſer I. und II . er⸗

wähnten Aeußerungen iſt nicht erforderlich gefunden , weil die unter

jenen Rubriken den Angeſchuldigten als öffentliche Injurie zur

zu

Wie

Laſt gelegten Aeußerungen ſchon in der Form für beleidigend zu

balten ſind, wobei der Wahrheitsbeweis die Beleidigung gänzlich

aufzuheben nicht de iſt

Ferner ſind 1I den Aeuf ſick di

ſtellung der Wahrheit , inſonderheit den 2 lkorpo Snen

gegenüber , beziehen , a ) die in der erſten Vorſtellung daß das

Kabinett die Korporationen des Landes durch Mittel
königl .

alle Art verlockt und beſtrickt habe “ und Stellen der

Denkſchrift , §. 3 und b ) „ daß man geglaubt habe , durch die

Theorie des Anerkenntniſſes die Korporationen , welche im Jahre

1838 bona fide gewählt hätten , in die Falle zu locken “ ; —

Korporationen ſich aus der Schlinge

r die in

423

c) „ daß der größte Theil derer

des aus der Vornahme der Wahl im Jahre 1838 gefolgerten

Anerkenntniſſes loszuwickeln geſucht habe “ ; — zwar den Ange

ſchuldigten ebenfalls nicht als Verleumdung zur Laſt zu legen ,

weil es , nach der eintretenden Sachbelegenheit , auch hiebei an dem

Thatbeſtande dieſes Verbrechens ermangelt . Dagegen enthalten

jene Behauptungen insgeſammt die Beſchuldigung , daß

königl . Kabinett die Korporationen abſichtlich ge iſcht habe, u

das

nd

fallen , in der Form beleidigend , den Angeſchuldigten als 1

liche Injurie zur Laſt

Unter den Aeußerungen , welche V. auf das gegen die Stände

beobachtete Verfahren Bezug haben , iſt in

„ daß auf

was

verſammlung
Betreff der Stelle in der erſten Eingabe , Abſatz 7 :

ſolche Weiſe Alles verleugnet und mit Füßen getreten ſey

Recht , was Geſetz und Obſervanz ſelbſt nach derjenigen Verfaſſung ,

auf welche die Regierung Sr Maj . ſich ſtütze , bisher geheiligt

und als unerläßliche Vorſchrift ſanktionirt hätten “ ; dafür zu

halten , daß darin dem Kabinette der Vorwurf eines böslichen

Handelns , durch gewaltſame Verletzung der wohlerworbenen Rechte

der Unterthanen , wider beſſere Einſicht , gemacht worden . Der

Umſtand , daß die Anſichten über die Rechtmäßigkeit der durch die —

ſes Urtheil bezielten Maßregeln zweifelhaft waren , und letztere

eben dadurch Gegenſtand der Vorſtellung bei der Bundesverſamm⸗

lung wurden , entfernt den Vorwurf von den Angeſchuldigten , daß

ſie jene Maßregeln wider beſſere Ueberzeugung angeſochten hätten

und gereicht ihnen zur Milderung in Beziehung auf ihnen

wegen der beleidigenden Form gewählten Ausdrücke zur Laſt

ffentliche Injurie .

die

der

1allende „

So viel endlich V. die Aeußerungen gegen einzelne Mit —

glieder des königlichen Kabinetts betrifft , iſt die in erſter

thaltene Schilderung der nothwendigen EigenſchaftenEingabe er

ies, der an der Spitze des königl . Kabinetts ſtehe , alseines Manr

ein beleidigender Angriff gegen die Perſon des gegenwärtigen königl .

Kabinettsminiſters anzuſehen . Hinſichtlich des ſonſtigen Inhalts

der Vorſtellungen iſt, theils weil er nicht gegen das königl . Ka —

binett gerichtet iſt , theils wegen ihm mangelnder ehrverletzender

Eigenſchaft , nichts Strafbares wider die Angeſchuldigten anzu —

nehmen .

Der Einwand der Letzteren , daß die vorhin bezeichneten injuriö
ſen Aeußerungen ihnen wegen ermangelnder Abſicht , zu beleidigen ,
weil ſie in der Rechtsvertheidigung begriffen geweſen , nicht

als ſtrafbar zu imputiren ſeyen , iſt zu verwerfen , weil , wenn auch

ng8
0

Deßhalb ſind dieſelben auch hier hinſichtlich des Vorwurfs der

anzunehmen iſt , daß ihr nächſter Zweck auf Rechtsvertheidigung

gerichtet geweſen , dennoch hiedurch der rechtswidrige Vorſatz bei

dem Vorbringen von Injurien keineswegs ganz ausgeſchloſſen wird

Zu deſſen Vorhandenſeyn genügt vielmehr ſchon Bewußtſeyn

daß die beleidigende des Angegriffenen krä

ZnE
4

das

Handlung die Ehre d

kann . Dieſes Letztere en Angeſchuldigten i der

unbedingt ehrverletzenden er oben ausgehobe Stel

len, welche offenbar einen Exzeß in der Rechtsvertheidigung ent

halten , einleuchten

Daß ffentlichung und

ir Laſt zu legen ſey

iem derſelben die

ſämmtlichen Angeſchuldigten eine Vers

Verbreitung der en im Publikum

nur beiiſt nicht dafür zu vielmehr

geſchehene Mittheilung an dritte Perſonen als erwieſen zu be⸗

trachten

So viel die anzuwendenden Straf - Grundſfätze rifft

man mag das ältere oder neuere Recht zum Grunde legen , die

ſelbſt von richterlichen Amts wegen eintretende , peinliche Beſtra —

fung der in Rede ſtehenden Injurien aus dem Geſichtspunkte ge—

kränkter Dienſtehre anzunehmen , und dafür zu halten der

vorliegende Fall , ſeiner ganzen Beſchaffenheit nach, zwar nicht zi

denen zu rechnen iſt , bei welchen Verweis oder Geldſtrafe zurei

chend erſcheinen könnte , anderntheils aber auch nicht zu denen ge —

hört , welche eine ſchwerere Strafgattung , als Gefängniß , zur Folge

hab in Hinſicht des letzteren erſck
8

144 K 8

N 1 in der

Prari il Reck ründet if h Anleitung des §. (

des königl . Publikationspatents vom 8. Auguſt J. ſind

daher die Grundſätze des älteren Rechts bei Entſcheidung dieſer

Sache zu befolgen ; es iſt mithin auf Gefängniß , mit der Relr

tionsbefugniß in Gelde , zu erkennen .

Bei Arbitrirung dieſer Strafe iſt einerſeits 19die Wiederholun

Angeſchuldigt8 IsD en alsder Beleidigungen und die Eigenſchaft der

öf ntliche Diener vermö 9 ſt 0

behörde eine beſondere Acht zul erſck de

Betracht zu ziehen . Dagegen iſt außer d 0 bemerk

ten Milderungsgründen ganz beſonders auf den Umſtand , daß die

Angeſchuldigten nicht nur berechtigt , ſondern auch verpflichtetauch

ren, die ſtädtiſchen Rechte zu vertheidigen , ſo wie auf 0

Lage der damaligen Verhältniſſe , mildernde Rückſicht zu nehmen
K 8 ett in eimen

2 F da

der Umſtand daß dieſelben nicht auch och

als der Beleidigung des königl . Kabinetts , ſchuldig erkannt wor

den ſind , kein Grund ſeyn kann, um ſie von der Verpflichtung

zur Erſtattung der Koſten des geſammten Unterſuchun fahrens

zu befreien , welches durch ihr Verſchulden anlaßt word

Obgleich das vorliegende Vergehen in Form einer kollegia

Amtshandlung verübt worden , ſo iſt doch jedem Einzelr er

Angeſchuldigten als Miturhebern die Strafe , unter Beachtung der

bei jedem derſelben eintretenden beſondern Schärfungs - oder

Milderungsgründe , zuzumeſſen :
1) Bei dem Stadtdirektor Rumann ſind als beſondere

Schärfungsgründe zu berückſichtigen : der Umſtand , daß derſelbe das

Konzept der erſten Vorſtell 0 S

lung or des ch

die denſelben rkannten

mehrfachen Verweiſe und Geldſtr ehrerbietiger Schreib —

art gegen Behörden . Nach dieſen Rückſichten iſt der

Stadtdirekto für den ſtrafbarſten der Angeſchuldigten
zu halten

2 Stadtrichter Meyer iſt ein geringeres Strafmaß

als dem Stadtdirektor Rumann ; indeſſen kommt b

onders in erſchwerenden Betracht , daß er Mitglied

geweſen iſtonskommiſſion bei der erſten Vorſtellung

0 die der zweiten Vorſtellung beigefügte Denkſch in Ge

meinſchaft mit dem Stadtdirektor Rumann redigirt t

3) Der Stadtſyndikus Evers hat daſſelbe rafmaß ver —

wirkt , als der Stadtrichter Meyer , da derſelbe Mitglied der Re⸗

geweſen iſt , ihm auchdaktionskommiſſion bei der erſten Eingabe

eine , wenn ich geringe Verbreitung der der zweiten Vorſtellung

beigefügter ukſchrift durch Mittheilung an zwei Verwandte zur

Laſt fällt .

4 ) Der Stadtrichter Kern iſt etwas minder ſtrafbar , als



zurei
mge⸗

Folge

oder

ondere

be das

4

chr

iſt

ldigten

eilb⸗

der

en iſt

n Ge

ß ver

r Re⸗

auch

tellung
dte zur

„ als

die beiden vorigen Angeſchuldigten , da zm als Schärfungs⸗

grund nur der Umſtand eintritt , daß er ed der Redaktions⸗

kommiſſion bei der erſten Vorſtellung geweſen iſt

5) Bei dem Stadtrichter Oelzen treten keine beſonderen

demſel daher das Strafmaß
zuzumeſſen .

Baldenius treten ebenfalls kei

nd hat derſelbe alſo dieſelbe

2

Schärfungsgründe hervor , und iſt

noch etwas gerin

6 ) Bei dem

beſonderen Schärfungsgründe

verwirkt , als der

er Senator Mithoff iſt ungleich milder zu beurtheilen

als die vorhin genannten Angeſchuldigten , da ihm als nicht ſtu⸗

dirten Mitgliede des Magiſtratscollegii im Allgemeinen eine

bei weitem geringere Verantwortlichkeit für den Inhalt der inkri

zur Laſt zu legenminirten Schriften , beſonders der Denkſchrift

iſt , als den juriſtiſchen Mitgliedern ; deßhalb iſt gegen denſelben

auf ein bedeutend geringeres Strafmaß zu erkennen .

Bei den Senatoren 8 ) Roeſe , 9) Winter , 10 ) Blum ,
treten ganz die nämlichen Rückſichten ein , wie bei dem Senator

Mithoff , und haben daher dieſelben ein gleiches Strafmaß , wie

dieſer, verwirkt

11 ) Der Stadtgerichts - Aſſeſſor
erſten Vorſtellung keinen Theil genomm

Verantwortlichkeit auch nur in beſchränkterer Maße ,

dieſelbe mildere Strafe , wie den vorhergenannten Angeſchuldigten,
zuzuerkennen iſt .

12 ) Der Senator Deicke hat nur an der erſten Vorſtellung

Theil genommen , weßhalb ihm in der bei dem Senator Mithoff

angegebenen , auch ihm zu Gute kommenden Rückſicht ein noch

geringeres Strafmaß zu beſtimmen iſt

Meißner hat an

ihn trifft alſo die

weßhalb ihm

13 ) Bei dem Senator Täntzel iſt nach Lage der an⸗

zi 1, daß ſel 8 de 7 l d D keir

genaue Kenntr ß erhal Deßhal ch ihn haupt

chlich die tlichkeit für den Inhalt der erſten Ein

zabe. Es iſt da ihnebenfall e Strafe zu

erkennen , die im der des S ors Deicke nur in

geringem Maße iſt

Im Uebrigen iſt wegen des lf Ablebens des

Senators Habenicht Ange kein Straf⸗

erkenntniß abzugeben geweſen .

Hannover , 21 . Auguſt 1841 .

Königl . hannöverſche Juſtizkanzlei .
A. F. v. Hinüber . “

Die Rhein - und Moſelzeitung , in einer Erwiederung auf

einen holländiſchen Artikel in der Allgemeinen Zeitung , ſagt unter

Anderm : „ Wir wollen jene Staaten begünſtigen , welche uns

auch Waaren abkaufen , und werden jene am meiſten begünſtigen,
welche uns am meiſten begünſtigen , und uns in dieſem Recht auf

Millionen Deutſcher und ihre Waffen
die Einigkeit der 40 Millionen 2 und

ſtützen . Dann Holland , dieſe angeſchwemmte Sandbank Deutſch

durch die C bnetſten Fleiß

iſt nd k e S U reichſten

Lan geword uns nie beg hm auch

Nichts ſchuldig ; ja, Deutſchland hat wegen rwandtſchaft der

Statthalter Hollands mit deutſchen Fürſten über Gebühr ihm

geopfert ; denn Holland braucht Das , I es uns abnimmt ,

weil der kluge holländiſche Handelsmann weif daß er es nirgend

billiger bekäme , ſonſt nähme er es nicht Richtig ſagt der

Hollände „Reiche , bevölkerte Küſten ſind treffliche §
8 n⸗Ackerbaues und der Binnengewerbe ; ihnen gebührt

der Handel A wer nimmt auch den Küſten den Handel ?

Zer kann es ? „ Will der König uns die Themſe abgraben ? “

ſagte halblaut der ſich taub ſtellende Kaufmann , als Jakob II. den

Handel beſtrafen wollte , weil er ſeinen unſinnigen Plänen ent⸗

gegentrat . — Deßhalb kann und ſoll Deutſchland das reiche

Holland , das freilich jetzt durch den Dampf und vielleicht durch

die Elektrizität Mittel hat, ſeine fehlen ſſerkraft bei der In⸗

duſtrie zu erſetzen , hoch halten , aber nicht höher , als es uns

hält . Unſere Küſten gehn von Emden bis Memel , und Belgien

5Tonſumenten

Bi

iſt nicht mehr holländiſch , die Schelde iſt frei. Will es uns be⸗

günſtigen , ſo begünſtigen wir es, wo nicht, nicht Das iſt deut⸗

ſche Politik . Bleibt Oeſterreich und Preußen einig , ſo können

wir Deutſche Europa Geſetze diktiren , und wir ſind ſicher ,

daß dieſe nicht in 100 Jahren die Hälfte jener ſchmählichen Un⸗

gerechtigkeiten verfügen werden , wie wir ſie ſeit 1600 und früher

in jedem Jahre von unbedeutenden Völkern haben erdulden müſſen

Sind beide Schildhalter des Deutſchen Bundes uneinig , ſo

brauchen wir Deutſche nicht lange mehr was wir

zu thun haben : wir werden wie Polen die Mol⸗0

Elſaß , Savoyen , und ind am be⸗

man kann

ur ausſtreichen aus der Landkarte

u Frankreich und R reden da

her nur in Vorausſetzung deutſcher Einigkeit ; und dann hal

wir Gewalt , mehr als nöthig iſt , unſer eigenes Intereſſe

verfolgen

Breslau , 27. Auguſt ite vollz

des Fürſtbiſchoffs iſt auf den Erzprieſte
gene feierliche Wahl

ant Knauer gefallen
0

he

Das Ergebniß der Wahl wurde gegen 2 Uhr er

kündigt .
Köln , 29 . Auguſt . Eine unerhört boshafte h

im Laufe des Tages geſchehen , erfüllt ganze kunſtl d

heute Morgen die
Publikum mit Abſcheu . Man fand nämlich

d

d

„beiden K ie in den Frühling hinaus blicken “ , eines derndeL1 5

Bilder gegenwärtiger Ausſtellung , von Auguſt v. Emde

ſel gemahlt und vom Vereine angekauft , auf eine nieder

˖ ze Weiſe verſtümmelt , eben ſo eine große Landſchaft aus

Düſſeldorf , die noch nicht angekauft war , mehrfach durchſchnitten ,

und einer Statuette den Kopf herunter geſchlagen . Der Thäter

konnte bisher nicht ausgemittelt werden .

Köln , 31 . Auguſt . Aus zuverläſſiger

( Rh . u. M.

Quelle iſt u

Nachricht zugegangen , daß der hochwürdigſte Biſchoff von

Frhr . v. Ledeborn , Hr. Friedrich K

der Theologi Ritter

irung des Grundbeſit

ſprach in der rheiniſchen Ständeſitzung ein Abgeordneter des vier⸗

ten Star u. A. : „ Mit inni Betrübniß erſehe er aus dem

zu berathenden Geſetzentwurfe nige Theil unſeres gemein

ſamen Vaterlandes , welchem zren er die Ehre habe

mentlich , daß der oſtrheiniſche Theil des

einem die Eigenthumsrechte und die Freiheit ſo nahe , ſo empfind⸗

lich berührenden Zweige der Geſetze ebung getrennt werden ſolle

von der Provinz , welcher er durch Geſinnung und Sitte , Gebräu

und Gewohnheiten , ſo wie durch Abſtammung , mit vollem Rechte

angehöre . Auch ſeine Bewohner ſeyen durchweg fränkiſcher ( im

nördlichſten Zipfel frieſiſcher ) Abſtammung , und es könne dem

aufmerkſamen Beobachter der Volkseigenthümlichkeiten , Lokalgebräuche

und Einrichtungen nicht entgehn , daß ſeine öſtlichen Gränzen ne

jetzt weſentlich dieſelben ſeyen , welche vor mehr als eilf Jahr⸗

hunderten die Gaue der Franken ſchieden von jenen der Saſſen

Auch ſeine Bewohner ſtimmten mit ihren Brüdern in den übriger

d5 ovinz darin in, daß ſie den freien Verkehr i

Beziehung auf Grund und Boden für eines ihrer köſtlichſten Rechte

daß ſi e Beſchränkunger ſelben och mehr aber eine Un⸗

gleichheit in der V

Denn auch bei ih de l d

mit dem der OGleichheit ſo

der letztern ihnen ſtets als zerletzung

Die Parzellennummern des Kataſterswürde 18

Anhaltspunkt zur Beurtheilung der Zerſplitterung des Grundbeſitzes ,

indem ein zuſammenhär Beſitzthum von einiger Bedeutung

ſolcher Nummern bis zu einigen Hunderten nicht nur haben könne ,

Daß in ſtark parzellirten Gegenden

das Beſitzthum jedes Einzel⸗

er auch in Beziehung auf Grundflächen - Beſitz

als in wenig parzellirten Gegenden mit

ſondern auch wirklich habe

welche ſtets auch ſt bevölkert ſe

nen kleiner , mithin d

weniger reich oder ärmer ſey

geringer Bevölkerung , ſey ſo natürlich , daß es unbegreiflich ſcheine

wie Dieſes auffallen könne ; betrachte man aber den Werth des G

ſammtbeſitzthums Aller , ſo ſtelle ſich das umgekehrte Ergebniß heraus

Der Geſammt⸗Bodenwerth einer ſtark parzellirten Fläche

ſich gegen den einer wenig parzellirten vom nämlichen Umfange oft

um mehr als das Zehnfache , ja , wenn man eine e

mit der Lüneburger Haide vergleichen wolle , um mehr als das

England ſey wahrlich nicht durch ſeine Bodenkultur
Hundertfache .

welcher es jetzt ſich be⸗
zu der ſchwindelnden Höhe geſtiegen , auf



finde , ſondern durch ſeinen Handel und ſeine Fabriken , nicht

durch ſeine die Vertheilung des Grundeigenthums hindernde Ge —

ſetzgebung , ſondern trotz derſelben . Beſtände dieſe unheilvolle

Geſetzgebung dort nicht , ſo würde man in ſeiner Hauptſtadt nicht

die vergänglichen Häuſer finden , deren Dauer auf höchſtens

99 Jahre berechnet werden dürfe , wenn nicht der Erbauer für

einen Fremden ſein Kapital verwendet haben wolle , ſo würden

längſt die ausgedehnten Haiden und Oeden verſchwunden ſeyn ,

welche einen großen Theil ſeiner Oberfläche einnehmen , und die

zahlreiche Bevölkerung dieſes Staates würde nicht mehr in Hin⸗

ſicht ihres Bedarfs an Lebensmitteln vom Auslande abhängig

ſeyn , ſeine beſitzloſen Proletarier würden dann in der belohnen⸗

den Bearbeitung eines Bodentheilchens diejenigen Subſiſtenzmittel

in reichlicherem Maße finden können , welche jetzt durch mehr als

50 Millionen Thaler Armenſteuer doch nur kärglich ihnen zuflößen .

Der freie Verkehr des Grundeigenthums könne eben ſo gut zu

Abrundungen und Vergrößerungen von Grundbeſitzungen führen ,

als zu deren Zerſplitterung ; er thue Dieſes auch wirklich dort ,

wo Oertlichkeit und Verhältniſſe jene als vortheilhafter heraus⸗

ſtellten . Er ſchließe , indem er für die Anſicht der großen Majo⸗

rität des Ausſchuſſes in Beziehung auf alle Beſtimmungen des

vorliegenden Geſetzentwurfs ſich ausſpreche . — Ein Mitglied des

dritten Standes äußerte : Ein Hr . Abgeordneter vom obern Rhein

beklage , daß des Landes Eigenthum ſich mitunter bei ihm bis

auf eine Ruthe Land heruntergedrückt habe. Wie lieb müſſe

dortigen Bevölkerung der heimathliche Boden ſeyn, daß dieſelbe

auch das kleinſte Stück nicht gern fahren laſſe Der Beſitzſtand

gäbe ein zuverſichtliches , erhebendes Gefühl . Der Beſitzer von

Grund und Boden , ſey dieſer auch noch ſo klein , habe ein Land ,

ein Vaterland ; — möchte ein jeder unſerer Mitbürger wenigſtens

eine Ruthe davon haben ! Die Bevormundungen hätten zu viel

um ſich gegriffen ; wir hätten auch wohl noch Vorſchriften zu ge⸗

wärtigen , wie man eſſen , trinken , und ſchlafen ſolle . Möge es

uns überlaſſen bleiben , in wie kleinen oder großen Theilen wir

die Muttererde bebauen wollten . Das Bedürfniß werde die rechte

Linie zu treffen wiſſen . — Bei der Abſtimmung wurden die Fra⸗

gen : ob die Beſtimmung eines Minimums der Grundſtücke und

eine Konſolidirung des Grundbeſitzes beantragt werden ſolle , mit

49 gegen 8 Stimmen verneint . ( Rhein . Bl . )

Vom Untermain , 28 . Auguſt . Die ſchönen Tage des Au

guſtmonats haben die Hoffnungen der Weinproduzenten im Rhein

gau und in der Pfalz aufs neue belebt . Sie rechnen , tritt nicht

neuerdings ein Zwiſchenfall ein, auf ein Drittel des vollen Er —

trags und auf vorzügliche Güte des Erzeugniſſes . In denjenigen

Lagen , wo durch die Winterwitterung das Holz am Stock weniger

litt , ſchmeichelt man ſich , ſelbſt noch einen ergiebigen Herbſt zu

erhalten . Die Weizen - und Roggenärnte hat weit umher durch⸗

ſchnittlich kein befriedigendes Ergebniß geliefert ; gleichwohl haͤben

Getraideverſchiffungen ſtromabwärts bereits ſtattgehabt . ( Die Zu⸗

fuhren kamen zur Achſe aus den oberen Lahngegenden , und wurden

in Frankfurt zu Schiff geladen , um nach England verführt zu

werden . ) Deſto reichlicher fällt die Aernte der Sommerfrüchte in

dieſem Theile Deutſchlands aus , ſo daß der Landmann darin eine

Entſchädigung für den Fehlſchlag des Winterkorns gewahren kann .

Selbſt Mohn und Sommerreps ſind ſo gut gerathen , daß dadurch

theilweiſe der Verluſt erſetzt wird , den der Landwirth am Winter⸗

reps erlitten hatte ( Schwäb . M. )

te der

auAun

Schweiz .
Bern . Mittwochs den 25 . konſtituirte ſich im Geſellſchafts⸗

hauſe zum Mohren , unter dem Vorſitz des Oberſtleutnants Bucher ,

vie in den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts entſtandene ,

ſeit 30 Jahren aber nicht mehr verſammelte oberländiſche Berg⸗

werks - Geſellſchaft zum erſten Male wieder , mit dem Zwecke , das

vorhandene Vermögen zu liquidiren , weil es der Regierung be⸗

liebt hat , der Gewerkſchaft die Konzeſſion zu entziehen , und von

da hinweg die durch ein Komité geleiteten , nicht ohne Erfolg ge⸗

bliebenen Arbeiten , die , wie es ſich jetzt ausweist , im Graben

auf Steinkohlen beſtunden , gänzlich aufgehoben werden mußten .

( B. Bl . )

Graubündten . Die Bündtner Zeitung ſchreibt über den

in Chur vor ungefähr zehn Jahren zu Einführung des Seiden⸗

baues gebildeten Verein : Wo früher wildes Geſträuch und mit

Verantwortlicher Redakteur : Dr . Friedrich Giehne
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Steinen überſäete Bergabhänge , da hat Fleiß und Beharrlichkeit

unter umſichtiger Leitung die anmuthigſten und mit vielen tauſend

Bäumen und Gehegen bepflanzten Terraſſen angelegt . In hüb —

ſchen Gebäulichkeiten ſieht man Alles , was in der Seidenzucht

praktiſch zu lernen iſt . Ueber die Qualität verſichern Sachkenner

daß die in Chur produzirte Seide der lombardiſchen vorgezogen

werde . Unſer Klima ſcheint der Erhaltung der Seidenwürmer

eben ſo zuträglich , als das ſtarke gute Laub denſelben förderlich

iſt . Eine Sendung Bündtner Seide wird nächſtens nach Lyon

abgehn .

Belgien .
Brüſſel , 30. Auguſt . Die Idee eines Induſtriekongreſſes

wie ſie von Regensburg aus in Anregung gebracht worden iſt

wird in Anwendung auf Belgien von unſern Zeitungen vielfach

beſprochen , und auch wahrſcheinlich hier wirklich ausgeführt werden

Für ſolche Ideen iſt das belgiſche Publikum immer empfänglich

Die dem Miniſterium feindlichen Zeitungen berichten täglich

von bevorſtehenden Miniſterveränderungen . Davon iſt wohl Nichts

gegründet , als die Wahrſcheinlichkeit , in einigen Monaten Hrn

de Theux wieder Miniſter werden zu ſehen . Andere Stimmen

behaupten dagegen fortwährend , daß derſelbe nicht ganz abgeneigt

wäre , den Frankfurter Geſandtſchaftspoſten anzunehmen Die

Ankündigung einer Subfkription zur Erhal der Waterle

denkmäler hat ihren Zweck nicht hlt ch

dadurch , daß Beiträge nl igen wären, doch in

nſere Regierung ſelber den Entſchluß gefaßt hat, dieſe

Denkmäler durch die nothwendig gewordenen Reparaturen vor

dem gänzlichen Untergange ſchützen zu laſſen . — Mehrere un

ſerer Notabilitäten werden der Eröffnung der Köln - Aachener Eiſen

bahn am künftigen Mittwoch (1. September ) beiwohnen , welches

ein wahres Volksfeſt für unſere rheinländiſchen Nachbarn ſeyn

wird .

en

nicht gerade
ſo fern

ndaß nun

Niederlande .

Haag , 27 . Auguſt . Die Abtheilungen der Zweiten Kammer

der Generalſtaaten prüfen die Finanzenti die Hr. Rochuſſen

vorgelegt . Bisher hat man ſich in den Sektionen blos mit dem

Büdget abgegeben , dem aber die Deputirten nicht günſtig ſind

ſie wollen nicht begreifen , wie in Friedenszeiten die

ſeyn könnten , wie in Mitte des Kriegs und der

( Aach . 3

Steuern eb

Frankreich .

Vie * 130. Augu emühungen der Königin

durch ihren Anhang wieder eine politiſche
O

tU

O Paris , ſt

Chriſtine , in Spanien

Stellung zu erlangen , dauern mit demſelben Eifer fort

Vermögen der Königin Chriſtine iſt bedeutend , alſo beſitz

Partei der Ex - Regentin Geldmittel , welche der Regierung

Eſpartero ' s fehlen . Hr. Zea - Bermudez iſt noch immer mit der

Königin Chriſtine in Korreſpondenz , und ſein Bruder Joſeph einer

der thätigſten hieſigen Agenten . — Der Infant Don Francisco

de Paula verhandelt inzwiſchen fortwährend , ſeiner Rückkehr nach

Spanien wegen , direkt mit Eſpartero und Arguelles . Die Infantin

Donna Carlotta möchte um jeden Preis eine Rolle in Spanien

ſpielen , und zwar mit Hilfe der Exaltirten , unter denen ſie noch

einige Anhänger zählt Nachdem hier eine Kotterie , wie ich
Ihnen bereits meldete , das Rheinlied von Müſſet durch eine Dame

komponiren und ſelbſt mit eleganten Vignetten ausſtatten ließ , ver —

ſucht dieſelbe Kotterie das Lied jetzt durch einen Sänger der hie⸗

ſigen großen Oper , einem Hrn . Wartel , der ſich durch die Schu

bert ' ſchen Lieder Eingang in die Salons verſchafft , allmählig ſo zu

verbreiten , damit das Lied dieſen Winter in den Konzerten figu —

riren könne . Alle dieſe Bemühungen aber , nebſt Anzeigen und

Reklamen in den Zeitungen , kommen etwas ſpät . Das Publikum

iſt der Rbeinpolemik überdrüſſig geworden , und das Lied von

Müſſet iſt jetzt , wie ein franzöſiſches Sprichwort ſagt , „ Senf

nach der Mahlzeit . “

as

die

jene

Anzeige .
Karlsruhe . irch den Abgang zweier junger Leute auf die Univerſität

können zwei das Lyzeum oder das polytechniſche Inſtitut beſuchende Söhne aus

guten Familien in Koſt , Wohnung , und Pflege unter billigen Bedingungen auf⸗
Wo ? ſagt das Komptoir

SDu

genommen werden .

Verleger und Drucker : A. Knittel —.
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